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Aktenzeichen: 4 AZR 238/90
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 12. Dezember 1990- 4 AZR 238/90 -
I. Arbeitsgericht Frankfurt am Main Urteil vom 03. Juni 1988 

- 15 Ca 213/87 -
II. Landesarbeitsgericht 

Frankfurt am Main
Urteil vom 06. Dezember 1989 
- 10 Sa 1125/88 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Ja J

Entscheidungsstichwort:
Arbeitszeit in Saudi-Arabien

Gesetz:
TVG § 1 Tarifverträge: MTV der Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit; Manteltarifvertrag Nr. 2 für die Auslands­mitarbeiter der Deutschen Gesellschaft für Technische Zusam­
menarbeit (GTZ) vom 3. November 1978 i.d.F. vom 1. Januar 
1982 (MTV-GTZ-A Nr. 2) §§17, 45; BGB § 612 a; AZO § 15

Leitsatz:
Eine tarifliche Bestimmung, nach der der Arbeitgeber für Aus­
landstätigkeiten die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
unter Überschreitung der 40-Stunden-Woche einseitig festset­
zen kann, wenn "die Gegebenheiten des Projekts oder Regelun­
gen im Einsatzland eine höhere Stundenzahl erfordern", ist 
wirksam. Die Entscheidung des Arbeitgebers unterliegt einer 
gerichtlichen Billigkeitskontrolle. Die Festsetzung einer re­
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 54 Stunden in Saudi- 
Arabien kann danach wirksam sein.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4 AZR 238/90
10 Sa 1125/88 Frankfurt am Main
Verkündet am 
12. Dezember 1990

Im  Nam en des Volkes!

Haust,Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter

Urteil

der Geschäftsstelle In Sachen

pp.
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hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 12. Dezember 1990 durch den Vor­
sitzenden Richter Schaub, die Richter Dr. Etzel und Dr. 
Freitag sowie den ehrenamtlichen Richter Dr. Apfel und die 
ehrenamtliche Richterin Schamann für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Frankfurt am Main vom 
6. Dezember 1989 - 10 Sa 1125/88 - wird auf Ko­
sten des Klägers zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger war bei der Beklagten im Rahmen des Projekts "Be­
ratung der Seaports Authority" mit Wirkung ab 1. November 1984 
bis zum 31. Oktober 1986 als "port operation consultant" in Sau­
di-Arabien beschäftigt. Er wurde zunächst in Jeddah und ab Okto­
ber 1985 in Riad eingesetzt. In § 5 des schriftlichen Arbeitsver­
trags haben die Parteien die Geltung des Manteltarifvertrags 
Nr. 2 für die Auslandsmitarbeiter der Deutschen Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit (GTZ) vom 3. November 1978 in der Fas-
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sung vom 1. Januar 1982 (MTV-GTZ-A Nr. 2) vereinbart. Die Vergü­
tung des Klägers betrug für die Zeit von Oktober 1985 bis März 
1986 monatlich DM 11.570,—  brutto und für die Zeit von April 
1986 bis September 1986 DM 11.778,—  brutto. Während seines Ein­
satzes in Jeddah hat der Kläger eine wöchentliche Arbeitszeit von 
49 Stunden und während seiner Tätigkeit in Riad eine wöchentliche 
Arbeitszeit von 54 Stunden erbracht.

Mit der in der Revisionsihstanz noch anhängigen Klage be­
gehrt der Kläger die Zahlung einer Vergütung für 548 Überstunden 
in der Zeit von Oktober 1985 bis September 1986.

Der Kläger hat vorgetragen, er habe die Arbeitszeit in Saudi 
Arabien zwingend einhalten müssen, obwohl im MTV-GTZ-A Nr. 2 er­
sichtlich die 40-Stunden-Woche zugrunde gelegt worden sei. Die 
darüber hinaus von ihm geleisteten Arbeitsstunden seien als Über­
stunden anzusehen und zu vergüten. Bei der Überstundenvergütung 
seien die Auslandsvergütung und der Kaufkraftausgleich mit einzu­
beziehen. Daraus ergebe sich ein Stundensatz von DM 66,88 (für 
die Zeit bis März 1986) bzw. DM 68,08 (für die Zeit ab April 
1986).

Der Kläger hat zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 
36.947,84 DM brutto hebst 4 % Zinsen seit 
dem 4. Juli 1987 zu zahlen.
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Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht bejaht, daß § 17 
MTV-GTZ-A Nr. 2 unter den dort genannten Voraussetzungen eine Er­
höhung der Arbeitszeit von 2.080 Stunden im Kalenderjahr erlaubt, 
wenn die in § 17 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Danach 
ist eine Überschreitung von 2.080 Arbeitsstunden im Kalenderjahr 
zulässig, wenn "die Gegebenheiten des Projekts oder Regelungen im 
Einsatzland eine höhere Stundenzahl erfordern". Diese Vorausset­
zungen liegen vor. Die Regelungen im Einsatzland erforderten im 
vorliegenden Fall eine höhere Stundenzahl. Der Kläger selbst hat 
ausdrücklich vorgetragen, daß in Riad 54 Stunden wöchentlich ge­
arbeitet werden mußten und keine Möglichkeit bestand, die Lei­
stung dieser Arbeitsstunden abzulehnen. Der Kläger räumt ferner 
ein, demjenigen Arbeitnehmer, der die- in Saudi-Arabien geltenden 
Bestimmungen und Anordnungen nicht einhalte, drohten dort drako­
nische Strafen ohne Aussicht auf Rechtshilfe. Deshalb sei allen 
Beteiligten nichts anderes übrig geblieben, als die Dienstzeiten 
bis zu einer anderweitigen Regelung durch die Beklagte einzuhal­
ten. Wenn das Landesarbeitsgericht daraus folgerte, daß im Sinne 
des § 17 Abs. 1 Satz 2 MTV-GTZ-A Nr. 2 Gegebenheiten des Projekts 
bzw. Regelungen im Einsatzland eine höhere Stundenzahl je Ar­
beitswoche erforderten, ist dies rechtlich nicht zu beanstanden. 
Diese Arbeitszeit ist auch von der Beklagten im Sinne von § 17 
Abs. 3 Satz 2 MTV-GTZ-A Nr. 2 endgültig festgesetzt worden. Dies 
folgert das Landesarbeitsgericht zutreffend aus dem Schreiben der 
Beklagten vom 12. März 1986 an den Kläger, in dem die Beklagte 
darauf hinwies, sie sehe keine Möglichkeit, hinsichtlich der Ar­
beitszeit eine günstigere Regelung zu erzielen. Die so von dem 
Kläger geleistete Arbeitszeit von 54 Wochenstunden ist im Sinne
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des MTV-GTZ-A Nr. 2 auch als regelmäßige Arbeitszeit anzusehen, 
wie sich aus der Überschrift zu § 17 ergibt.

Auch die Parteien sehen die Arbeitszeit des Klägers von 54 
Wochenstunden als regelmäßige Arbeitszeit an, wie dem Schreiben 
des Klägers vom 5. Februar 1986 und dem Antwortschreiben der Be­
klagten vom 12. März 1986 zu entnehmen ist. Diese Arbeitszeit be­
traf nicht nur den Kläger, sondern alle dort tätigen Arbeitnehmer 
der Beklagten. In der Klageschrift führt der Kläger aus, daß bei 
dem Einsatzort Riad die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 54 
Stunden betrug. Dabei handelte es sich - wie der Kläger weiter 
vorträgt - nicht etwa um Überstunden, sondern um die in Saudi- 
Arabien jeweils geltende gesetzliche Arbeitszeit, der sich der 
Kläger unter gar keinen Umständen entziehen konnte, wenn er nicht 
vor Ort mit dem dortigen saudi-arabischen Arbeitgeber äußerste 
Schwierigkeiten bekommen wollte.

Gegen die Wirksamkeit der tariflichen Regelung des § 17 MTV- 
GTZ-A Nr. 2 bestehen keine Bedenken. Gerade weil im Ausland die 
AZO nicht gilt, sind die Tarifvertragsparteien insoweit frei.
Wenn die Tarifvertragsparteien eine höhere Arbeitszeit als 2.080 
Stunden im Kalenderjahr von den Gegebenheiten des Projekts oder 
Regelungen im Einsatzland abhängig machen, sind dies sachliche 
Anknüpfungspunkte, die eine weitere Überprüfung durch die Gerich­
te nicht zulassen. Tarifnormen dürfen von den Gerichten nicht auf 
Zweckmäßigkeit oder etwa Vereinbarkeit mit den Grundsätzen von 
Treu und Glauben überprüft werden. Dies wäre ein unzulässiger 
Eingriff in die Tarifautonomie (vgl. BAGE 48, 65 = AP Nr. 1 zu
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§ 1 TVG Tarifverträge: Süßwarenindustrie). Ein Verstoß gegen 
Grundrechte ist nicht ersichtlich.

Auch gegen die Festsetzung der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit auf 54 Stunden durch die Beklagte bestehen keine Be­
denken. Die Entscheidung der Beklagten ist zwar als einseitige 
Leistungsbestimmung gemäß § 315 BGB daraufhin überprüfbar, ob sie 
der Billigkeit entspricht (vgl. BAG Urteil vom 16. November 1989 
- 8 AZR 430/88 nicht veröffentlicht). Es bestehen aber keine 
Anhaltspunkte dafür, daß die Beklagte unbillig entschieden hat. 
Die Beklagte hat ihre Entscheidung unter Beachtung der tarifli­
chen Voraussetzungen getroffen (Gegebenheiten des Projekts, Re­
gelungen im Einsatzland). Wenn sie hierbei die im Einsatzland 
geltende Arbeitszeit übernommen hat, ist dies ein sachlicher 
Grund für die von ihr getroffene Entscheidung.

Eine Tariflücke hinsichtlich des von dem Kläger geltend ge­
machten Anspruchs besteht nicht. Insoweit kann der Kläger deshalb 
die Klageforderung auch nicht auf § 612 Abs. 2 BGB (übliche Ver­
gütung) stützen. Denn in dem von den Parteien vereinbarten MTV- 
GTZ-A Nr. 2 ist ausdrücklich bestimmt, daß über die im Arbeits­
vertrag und in diesem Tarifvertrag festgelegten Leistungen hinaus 
keinerlei Ansprüche der Mitarbeiter auf Zahlung von laufenden 
oder einmaligen Zuwendungen bestehen (§ 45 Satz 1 MTV-GTZ-A 
Nr. 2). Wenn die Tarifvertragsparteien in § 17 MTV-GTZ-A Nr. 2 
hinsichtlich der Arbeitszeit auf Regelungen im Einsatzland ab­
stellen, haben sie damit eine erheblich höhere Arbeitszeit, als 
sie in der Bundesrepublik Deutschland üblich ist, bewußt in Kauf
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genommen. Der MTV-GTZ-A Nr. 2 gilt gerade für Tätigkeiten deut­
scher Mitarbeiter in Entwicklungsländern und in Ländern der soge­
nannten Dritten Welt.

Ein Anspruch auf Mehrarbeitsvergütung kann auch nicht auf 
§ 15 AZO gestützt werden. Das deutsche Arbeitsrecht gilt nicht, 
weil die Arbeit im Ausland geleistet wurde und die Geltung der 
AZO auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland beschränkt ist 
(Territorialitätsprinzip). Günstigere deutsche Arbeitszeitregeln 
können zwar im Arbeitsvertrag oder tariflich vereinbart werden, 
so daß dann auch § 15 AZO zur Anwendung kommen könnte (vgl. Denek- 
ke/Neumann, AZO, 10. Aufl. 1987, § 1 Rz 2), eine solche Verein­
barung ist aber vorliegend nicht getroffen worden. Der Arbeits­
vertrag enthält keine Regelungen über die Arbeitszeit. Der MTV- 
GTZ-A Nr. 2 sieht eine Geltung der AZO für Auslandstätigkeiten 
nicht vor.

Der Kläger hat gemäß § 97 Abs. 1 ZPO die Kosten seiner er­
folglosen Revision zu tragen.

Schaub Dr. Freitag Dr. Etzel
Schamann Dr. Apfel
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